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Bericht des Aufsichtsrates 
 
Der Aufsichtsrat hat sich vom Vorstand regelmäßig über die wesentlichen Angelegenheiten und die Lage der 
Genossenschaft unterrichten lassen. In acht gemeinsamen und drei internen Sitzungen hat sich der Aufsichtsrat 
von der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung überzeugt. Während der Sitzungen und durch eine schriftliche 
Abstimmung wurden grundsätzliche und notwendige einzelfallbezogene Entscheidungen durch gemeinsame 
Beschlussfassung getroffen. 
 
Die Durchsetzung der im Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG) formulier-
ten Anforderungen an die Genossenschaften wird vom Aufsichtsrat beobachtet. Der Aufsichtsrat sowie einzelne 
Mitglieder des Aufsichtsrates informieren sich diesbezüglich durch Gespräche mit Vertretern des Prüfungsver-
bandes bzw. durch den Besuch von Fortbildungsveranstaltungen des Prüfungsverbandes. Die durch das 
KonTraG notwendig gewordenen Anforderungen an das Berichtswesen sind erfüllt und werden im gebotenen 
Umfang weiter entwickelt. 
 
Im Rahmen der jährlich stattfindenden Strategietagung haben sich der Aufsichtsrat und der Vorstand mit der 
Entwicklung und den Zielen der Genossenschaft beschäftigt. Erklärtes Ziel ist es, den Vorstand dabei zu unter-
stützen, durch Qualitätsverbesserung unserer Siedlungen, Wohnungen und unserer Dienstleistungen unsere Mit-
glieder langfristig als Nutzer zu halten, genossenschaftliche Aktivitäten zu fördern und gleichzeitig neue Mit-
glieder an die Genossenschaft zu binden. Mit erster Priorität gilt es, weiterhin konsequent den Leerstand zu re-
duzieren. Im laufenden Jahr ist wiederum eine gemeinsame Wochenendtagung mit dem Vorstand geplant, u.a. 
um eine revolvierende mittel- bzw. langfristige Unternehmensplanung zu begleiten und zu überprüfen. 
 
Der Aufsichtsrat begrüßt ausdrücklich die Maßnahmen des Vorstandes zur fortgesetzten Dienstleistungsorientie-
rung der Genossenschaft. Concierge-Service, gebührenfreie „Rund-um-die-Uhr-Hotline“ und Präsentation im 
Internet sind erste Schritte auf diesem Wege. 
 
Die gesetzliche Prüfung des Jahres 1999 wurde durch den Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunter-
nehmen e.V. durchgeführt. Der Prüfungsbericht lag allen Mitgliedern des Aufsichtsrates vor und wurde mit 
einem Vertreter des Prüfungsverbandes besprochen. Der Bericht enthält keine Beanstandungen und bestätigt die 
ordnungsmäßige Führung der Geschäfte der Genossenschaft. Der Prüfungsbericht wurde einstimmig angenom-
men. 
 
Der Jahresabschluss 1999 einschließlich Lagebericht des Vorstandes wurde nach Prüfung und Beratung in ge-
meinsamer Sitzung mit dem Vorstand vom Aufsichtsrat einstimmig verabschiedet. 
 
Der Aufsichtsrat dankt den Mitarbeitern der Genossenschaft, dem Betriebsrat und dem Vorstand sowie den vie-
len ehrenamtlichen Helfern in den Siedlungsbereichen für die im Jahre 1999 geleistete Arbeit. Dem Vorstand 
wünscht er weiterhin viel Erfolg für seine Tätigkeit. 
 
Berlin-Charlottenburg, den 18. April 2000 
 
 DER AUFSICHTSRAT 
 
 Weißbach 
 Aufsichtsratsvorsitzender 
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L A G E B E R I C H T 
I. Darstellung der Lage 
 
Gesamtwirtschaftliches Umfeld und Branchenentwicklung 
 
Das Wachstum in Deutschland hat sich 1999 mit ca. 1,4 % im Vergleich zu 1998 (Anstieg des realen Wachs-
tums des Bruttoinlandproduktes 2,8 %) halbiert. Der erwartete schnellere Anstieg der Binnennachfrage nach der 
Bundestagswahl im Herbst 1998 ist nicht eingetreten. Glücklicherweise sind aber die pessimistischen Prognosen 
für den Export ebenfalls nicht zutreffend gewesen. Die Voraussagen für das reale Bruttoinlandproduktwachstum, 
die zwischen 1,4 und 2,8 % schwankten, sind also an der unteren Intervallgrenze eingetreten. 
 
Die Abschwächung der Baukonjunktur hat sich fortgesetzt. Die Arbeitslosigkeit hat sich 1999 wiederum nur 
geringfügig verringert. Allerdings ist dies nicht primär auf konjunkturelle Impulse, sondern auf die Bevöl-
kerungsentwicklung zurückzuführen. 
Der Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutschland hat sich trotz Einführung der ers-
ten Stufe der Ökosteuer auf 0,6 % im Vergleich zu 0,9 % in 1998 verringert. 
 
Die Prognosen für das Jahr 2000 gehen einheitlich von einem Wachstum größer als 2,0 % aus. Derzeit liegen die 
Schätzungen zwischen 2,4 und 2,8 % des Bruttoinlandproduktes. 
Deutliche Unterschiede sind zwischen den Prognosen der Wirtschaftsforscher und der Bundesregierung bezüg-
lich des Arbeitsmarktes bzw. der Beschäftigung zu erkennen. Während die Bundesregierung von einer Arbeitslo-
senzahl im Jahresdurchschnitt von ca. 3,75 Millionen Menschen ausgeht, schätzen die Wirtschaftsforschungsin-
stitute die durchschnittliche Arbeitslosigkeit auf ca. 3,9 Millionen Menschen, wobei die Rücknahme eher auf die 
Bevölkerungsentwicklung und nicht auf die konjunkturelle Entwicklung zurückgeführt wird. Ein echter Rück-
gang der Arbeitslosigkeit wird in jedem Falle erst dann gesehen, wenn der Lohnanstieg geringer ausfällt als der 
Zuwachs der Produktivität. 
Wenn also einiges dafür spricht, daß die Bundesrepublik vor einem moderaten wirtschaftlichen Aufschwung 
steht, so gilt dies nicht für die neuen Länder und Berlin. Ein Rückgang der Arbeitslosenzahl wird wie im letzten 
Jahr auf sogenannte demographische Faktoren zurückzuführen sein. Eine konjunkturelle Belebung wird nach wie 
vor durch die schlechte Lage im Bausektor gebremst. Eine Entlastung auf dem Berliner Wohnungsmarkt wird es 
daher in naher Zukunft wohl nicht geben. Unsere Branche leidet nach wie vor unter dem starken Angebotsüber-
hang, auch wenn die Abwanderungsverluste gegenüber dem Umland sich allmählich verringern. Der erhoffte 
Zuzug von Menschen aus der ehemaligen Bundeshauptstadt hat jedenfalls auch im vergangenen Jahr noch nicht 
zu einer signifikanten Reduktion des Angebotsüberhanges geführt, den man im Moment eher als konstant ein-
schätzen kann. 
 
Auch nach der Berliner Wahl hat sich die Haushaltslage der Stadt nicht entspannt und wird nach wie vor zu 
keiner Entlastung für die Vermieter bzw. für die Endverbraucher, sprich unsere Mieter, führen.  
Auch die Liberalisierung des Energiemarktes und die damit verbundene Reduktion der Kosten für den Haus-
strom für Wohnungsbaugesellschaften und Wohnungsbaugenossenschaften führt wegen des geringen Anteils 
dieser Kostenart an den Betriebskosten nicht zu einer spürbaren Senkung. Nach wie vor zeigen die Diskussionen 
um die Privatisierung bzw. die Abführungsverpflichtungen der städtischen Versorgungsbetriebe, wohin die Reise 
bei den Betriebskosten, der sogenannten zweiten Miete, wohl gehen wird.  
 
 
Entwicklung der Nutzungsgebühren und anderer Umsätze 
 
In den Umsatzerlösen sind die Sollmieten für Wohnungen, Gewerbe und sonstige Mieten abzüglich der Erlös-
schmälerungen von 35,9 Mio DM um 2,5% auf 36,8 Mio DM gestiegen. Dies ist insbesondere auf die Vollaus-
wirkung der Mietänderungen aus 1998 sowie die Fertigstellung von zwei Neubauvorhaben zurückzuführen. Bei 
den Erlösen aus abgerechneten Betriebskosten ergab sich eine Minderung von 0,7 Mio. DM insbesondere da-
durch, dass die Abrechnungen im Geschäftsjahr weniger Verlagerungen aus dem Vorjahr beinhalten. Die Zu-
schüsse aus der öffentlichen Förderung sind entsprechend den Zahlungsplänen von 9,4 Mio DM auf 8,5 Mio. 
DM gesunken. 
Die Umsatzerlöse aus Betreuungstätigkeit sind aufgrund der erweiterten Geschäftsbesorgung für Tochtergesell-
schaften, die Erlöse aus anderen Lieferungen und Leistungen wegen des Angebotes von EDV-Dienstleistungen 
jeweils um 0,2 Mio DM auf insgesamt 0,6 Mio DM gestiegen. 
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Mieten- und Leerstandsentwicklung 
 
Der Angebotsüberhang in Verbindung mit dem daraus resultierenden Wettbewerbsdruck macht die Vermietung 
von Wohnungen ständig schwieriger und erfordert erhebliche Anstrengungen des gesamten Unternehmens. Bis-
her konnten wir es vermeiden, Vermietungserfolge aufgrund von Mietreduzierungen zu erzielen. Erklärtes Ziel 
unserer Bemühungen ist es, durch Qualitätsverbesserung unserer Siedlungen, Wohnungen und unserer Dienst-
leistungen im weiteren Sinn, unsere Mitglieder langfristig als Nutzer zu halten und gleichzeitig neue Mitglieder 
an unsere Genossenschaft zu binden. Durch unsere Maßnahmen ist es uns im zweiten Halbjahr 1999 gelungen, 
den Anstieg des Wohnungsleerstandes zu stoppen. 
 
 
Vermietungspolitik 
 
Aufgrund der Marktsituation können zum Teil rechtlich mögliche Mieterhöhungen nicht durchgesetzt werden. 
Da unsere Genossenschaft aber auf eine weitere Verbesserung der Ertragssituation angewiesen ist, haben wir 
nach zweijähriger Vorbereitungszeit einen genossenschaftsinternen ´Mietspiegel´ erarbeitet, der, unter Berück-
sichtigung der Mietengesetzgebung und der Mietenrechtsprechung, die Verzerrungen des Mietspiegel bezüglich 
der Lage, des Alters und der Größe der Wohnungen abmildert. Die Mietpreise sind anhand unseres Wohnungs-
bestandes erarbeitet worden, die Erhöhungen unserer Nutzungsgebühren sollen im Normalfall 5% p.a. bis zum 
Erreichen der individuellen Wohnwertmiete betragen. Nutzungsgebühren, die derzeit über der Wohnwertmiete 
liegen, werden solange konstant, bleiben bis die zukünftigen Erhöhungen der Wohnwertmiete diese Nutzungs-
gebühren erreichen. 
 
Neben dieser moderaten und für unsere Mitglieder verlässlichen Mietenpolitik versuchen wir intensiv die Be-
triebskosten, die sogenannte zweite Miete, zu reduzieren. In mehreren Kostenarten haben wir im Jahresvergleich 
eine Einsparung von mehreren hunderttausend DM erzielt; bei den Hauswartlöhnen legen wir nach der Umstel-
lung von Stücklohn auf Zeitlohn deutlich weniger als bisher auf unsere Bewohner um, sodass sich insgesamt 
eine Reduktion bei den Betriebskosten von ca. 1 Million DM für 1999 im Vergleich zu 1998 ergeben wird. 
 
 
Instandhaltung und Instandsetzung/Modernisierung 
 
Der Schwerpunkt unserer Maßnahmen betraf, wie in den Vorjahren, die Modernisierung bzw. die Großinstand-
setzung. Insbesondere wurden Fassaden und Dächer instand gesetzt sowie Außenisolierung angebracht. Planmä-
ßig wurde auch die Instandsetzung der Tuschkastensiedlung von Bruno Taut im Bezirk Treptow fortgeführt. 
 
Die veränderte Nachfrage am Wohnungsmarkt hat dazu geführt, dass wir Wohnungszusammenlegungen mit 
hochwertiger Badausstattung und Badmodernisierungen in nochmals verstärktem Umfang vorgenommen haben. 
 
Nachdem wir im August 1998, also über vier Jahre nach dem Bauantrag, die Baugenehmigung zum Umbau des 
Verwaltungsgebäude Am Falkenberg im Bezirk Treptow erhalten hatten, wurde mit dem Umbau Mitte des Jah-
res begonnen. Die Maßnahme soll im Sommer 2000 beendet sein. 
 
Somit wurden über unseren mittelfristigen Bauwirtschaftsplan hinaus für das Instandhaltungsprogramm 1999 
(1998) insgesamt TDM 10.722 (TDM 10.392) eingesetzt. Bezogen auf den m² Nutzfläche waren dies DM 25,08 
(DM 25,50). 
 
Die Finanzierung sämtlicher Maßnahmen erfolgte aus Eigen-/Sparmitteln. Die Zuschüsse auf der Grundlage des 
Investitionszulagengesetzes 1999 sollen beantragt werden. 
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Abbildung 1 zeigt die Bau- und Instandhaltungsmaßnahmen im Fünfjahresvergleich. 
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Neubau 
 
Projekt "Offensives Altern" 
 
Nach den jahrelangen Verzögerungen in der Planungsphase konnten nunmehr im Frühjahr 30 Wohnungen an die 
neuen Mitglieder übergeben werden. Außerdem wurde für unsere Siedlung Ortolanweg eine neue Gästewohnung 
geschaffen.  
 
Siedlung Wandlitz 
 
Der dritte Bauabschnitt mit 26 Wohneinheiten zuzüglich Verwalterbüro und Siedlungsausschussraum sowie 
einer (der schönsten) Gästewohnung konnte unseren Mitgliedern in Brandenburg im September zur Verfügung 
gestellt werden. 
 
Die Finanzierung beider Maßnahmen erfolgt über die IBB bzw. die ILB und mit weiteren langfristigen Fremd-
mitteln. 
 
Neue Gartenstadt am Falkenberg 
 
Durch den Abschluss eines städtebaulichen Vertrages mit dem Bezirk Treptow konnte unser seit langem geplan-
tes Vorhaben, die neue Gartenstadt am Falkenberg, weiter vorangebracht werden. Der Vertrag wurde am 
16.06.1999 abgeschlossen und regelt die Verfahren zur Schaffung von Baurecht für ungefähr 200 Wohnungen. 
 
 
Ankauf 
 
Bedingt durch die vom Land Berlin rigide durchgeführten Erbpachtzinserhöhungen und den damit verbundenen 
Mieterhöhungen haben wir seit längerer Zeit versucht, die entsprechenden im Bezirk Neukölln gelegenen, 
Grundstücke zu erwerben. Dieses Vorhaben wurde im Juni 1999 erfolgreich abgeschlossen. 
 
Die Finanzierung wurde zu 80% mit kurz- bzw. mittelfristigen Fremdmitteln vorgenommen, der Rest mit Eigen-
/Sparmitteln. Es ist geplant die Fremdmittel bei Fälligkeit mit Eigen-/Sparmittel abzulösen. 
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Stadterneuerung 
 
Die Sanierungsgebiete Spandau, Schäferstraße, und Wedding, Nettelbeckplatz, konnten Anfang 1997 mit der 
Senatsbauverwaltung abgerechnet werden. Der sanierungsvertraglichen Entlassung haben wir am 14.01.1999 
zugestimmt. 
 
Die Entlassung unserer Grundstücke in der Stargarder Straße /Ecke Greifenhagener Straße im Bezirk Prenzlauer 
Berg aus der Sanierung wurde 1996 beantragt und abschlägig beschieden. Nach mehrjährigen und schwierigen 
Verhandlungen konnte im Januar 2000 ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der die Bedingungen der Entlassung 
aus der Sanierung regelt, mit dem Bezirk abgeschlossen werden. 
 
Die im Bezirk Wedding, Bereich Schulstraße, gelegenen Sanierungsobjekte, die an die Verbund Nordberliner 
Wohnungsbaugenossenschaften GmbH übertragen wurden, werden sukzessive mit der Verbund Nordberliner 
Wohnungsbaugenossenschaften GmbH abgerechnet. 
 
 
Objektbestand 
 
Der Bestand an Wohnungen und anderen Objekten der Genossenschaft zum 31. Dezember 1999 hat sich trotz 
der Fertigstellung von zwei Neubauvorhaben aufgrund der Wohnungszusammenlegungen nur unwesentlich im 
Vergleich zum Vorjahr verändert. Er gliedert sich wie folgt auf: 
 
   3178  Wohnungen (Altbau) 
   3034  Wohnungen (Neubau)    3 Kindergärten 
    95 Gewerbeobjekte    43 sonstige Einheiten 
    551 Garagenplätze    16 Gästewohnungen 
    162 Kfz-/Krad-Abstellplätze 
 
    154 Objekte in Fremdverwaltung 
 
   
Die Entwicklung des eigenen Wohnungsbestandes der letzten fünf Jahre ist in Abbildung 2 dargestellt. 
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Beteiligungen 
 
Insbesondere aufgrund der strategischen Neuausrichtung des Tochterunternehmens GA FA Grundstücksentwick-
lungsgesellschaft für die Gartenstadt Falkenberg mbH wurde ein neuer Mitgesellschafter gewonnen und ein 
Anteil von 50% veräußert. Die Gesellschaft firmiert nunmehr als GA FA Projektentwicklungs- und -
steuerungsgesellschaft mbH und hat einen erweiterten Gesellschaftszweck. 
 
Bei der Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaften GmbH wurde aufgrund der für die geplanten 
Sanierungsmaßnahmen zu geringen Eigenkapitalausstattung durch Gesellschafterbeschluss vom 29.07.1999 eine 
Kapitalerhöhung um 1.050 TDM durchgeführt. Der Beteiligungswert beträgt nunmehr 2.665 TDM, unser Anteil 
am Stammkapital liegt nach wie vor bei 40%. 
 
Um weiterhin den Hauptzweck unserer Genossenschaft, der guten, sicheren und sozial verantwortbaren Woh-
nungsversorgung unserer Mitglieder nach zu kommen, haben wir im letzten Jahr begonnen, nicht genossen-
schaftsspezifische Aufgaben, wie z.B. die immer komplexer werdende EDV-Betreuung, auf unsere Tochterge-
sellschaft, die "Gilde" Heimbau Wohnungsbaugesellschaft mbH auszulagern. Als ersten Erfolg kann die „Gilde“ 
den per Ende letzten Jahres realisierten Internet-Auftritt der „1892“ für sich verbuchen. Auch an der gebühren-
freien Service-Nummer für Schadensmeldungen, der 0800 1892 333, ist die „Gilde“, neben anderen Projekten, 
beteiligt. 
Die „Gilde“ soll aber perspektivisch nicht ausschließlich die Muttergesellschaft, sondern auch andere kleinere 
Gesellschaften, insbesondere Genossenschaften, betreuen. Neben den EDV-Dienstleistungen sind weitere Ange-
bote für die Wohnungswirtschaft angedacht, derzeit ist insbesondere der Aufbau einer „Image-Kampagne“ für 
Genossenschaften in Vorbereitung. 
Aufgrund der erweiterten Aufgabenstellung der „Gilde“ wurde eine Kapitalerhöhung um TDM 50 auf TDM 100 
vorgenommen. 
 
 
Spareinrichtung 
 
Die Berliner Bau- und Wohnungsgenossenschaft von 1892 e.G. ist die einzige Genossenschaft in Berlin und 
Brandenburg, die über eine Spareinrichtung verfügt. Bundesweit gibt es 39 Genossenschaften mit Spareinrich-
tung, deren Spareinlagen bzw. Einlagen insgesamt rund 1,8 Milliarden DM (1998) betragen. 
Die Entwicklung unserer Spareinlagen ist, nicht zuletzt aufgrund unserer guten Konditionen, nach wie vor über-
durchschnittlich. 
 
Per 31.12.1999 gibt es in unserer Spareinrichtung Sparkonten mit einem Sparvolumen von 70,8 Mio. DM. Unse-
re günstigen Zinsangebote machen die Spareinlagen für unsere Mitglieder attraktiv. Die hohen Grundstücks- und 
Vermögenswerte bieten die Garantie für die Sicherheit der Spareinlagen. Die Investitionen der Spargelder in 
genossenschaftliche Baumaßnahmen wie Instandsetzung, Modernisierung und Neubau oder die Ablösung teurer 
Hypothekendarlehen führt zu einem doppelten Nutzen für unsere Genossenschaftsmitglieder. Der Anteil des von 
den Genossenschaftsmitgliedern selbst finanzierten Genossenschaftsvermögens am Gesamtvermögen steigt nach 
wie vor. Damit steigt auch die Identifikation der Mitglieder mit ihrer ´1892´. 
 
Die nachfolgende Abbildung 3 zeigt die Entwicklung der Spareinlagen seit 1995. 
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Zum 31.12.1999 galten folgende Konditionen: 
 
Sparkonten
Sparbuch mit dreimonatiger Kündigungsfrist  3,25 % p.a. 
 
Festzinssparen (Mindesteinlage 5.000,-- DM)
Laufzeit  1 Jahr  4,00 % 
Laufzeit  2 Jahre  4,25 % 
Laufzeit  3 Jahre  4,35 % 
Laufzeit  4 Jahre  4,45 % 
Laufzeit  5 Jahre  4,50 % 
Laufzeit  8 Jahre  4,75 % 
Laufzeit 12 Jahre  5,00 % 
 
Bonus-Raten-Sparen   einmalig am Ende 
  der Laufzeit 
 3 - 5 Jahre  5 % 
 6 - 10 Jahre  10 % 
11 - 15 Jahre  15 % 
16 - 20 Jahre  20 % 
21 - 25 Jahre  30 % 
 
Vermögenswirksame Leistungen (VL-Sparen)
Laufzeit 7 Jahre  4,0 % 
 
"1892-Sparen" (Mindesteinlage 20.000,-- DM)
Der Staffelzins wird nach Laufzeit vergütet: 
Im 1. Jahr  3,500 % p.a. 
im 2. Jahr  3,625 % 
im 3. Jahr  3,750 % 
im 4. Jahr  4,000 %  
 
 
Weitere Sparformen sind vorgesehen. In Abstimmung mit unserem Prüfungsverband, dem Verband Berlin-
Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V., plant die Genossenschaft Mietkautionskonten entsprechend § 
550 b BGB als Einzelkonten für Berliner Wohnungsunternehmen anzubieten und die Verwahrung für die Unter-
nehmen unentgeltlich an einen Treuhänder, die Domus Revision AG, zu vergeben. Neben dieser Serviceleistung 
wird die Verzinsung deutlich über dem Spareckzins  der Sparkassen liegen und somit für die Berliner Vermieter 
und Mieter ein gutes Angebot darstellen. 
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Mitglieder- und Anteilsbestand 
 
Die Mitglieder- und Anteilsbewegungen stellten sich in 1999 wie folgt dar: 
 
  Mitglieder Anteile 
 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 01.01.1999 10707 26771 
 
Zugang 1999 429 1651 
 
Abgang 1999 517 1500 

 
Mitglieder-/Anteilsbestand 10619 26922 
am 31.12.1999 
 
 
Die rückständigen Mindestzahlungen auf Geschäftsanteile betrugen am 31.12.1999 TDM 30. Die Entwicklung 
der Mitglieder mit Zu- und Abgängen der letzten fünf Jahre und der Anteilsbestand ist in Abbildung 4 zu sehen. 
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Genossenschaftliche Demokratie 
 
Am 06. Mai 1999 konnte unser Wahlvorstand 110 neu gewählte Vertreterinnen und Vertreter und die Ersatzver-
treter feststellen. Die Wahlbeteiligung: 42,8 %. Bei der „1892“ wohnende Mitglieder beteiligten sich zu 52,5 %, 
im neu gebildeten Wahlkreis für die außerhalb der „1892“ Wohnenden 27,7 % - diese Wahlbeteiligung kann sich 
sehen lassen. Den neu Gewählten wünschen wir für ihre ehrenamtliche Tätigkeit guten Erfolg. 
 
Die neu gewählte Vertreterversammlung trat dann am 25.06.1999 zusammen – es war über den Bericht des 
Aufsichtsrates, den Jahresabschluss und den Prüfungsbericht 1998 zu beschließen. Vorstand und Aufsichtsrat 
sollten entlastet und die Wahlen zum Aufsichtsrat durchgeführt werden. Sämtliche Beschlüsse wurden einstim-
mig gefaßt, und es wurde die Ausschüttung einer Dividende von 2 % - ebenfalls einstimmig – von der Vertreter-
versammlung beschlossen. Die Genossen Ernst Klubach, Jürgen Bitterling und Wolfgang Milz wurden einstim-
mig wieder in den Aufsichtsrat gewählt. 
 
Der Aufsichtsratsvorsitzende hatte der Vertreterversammlung die Schwerpunkte der Arbeit des Aufsichtsrates in 
1998 dargestellt:  
- Die Erarbeitung von Ergebnissen in der Arbeitsgruppe Wohnwertmiete gemeinsam mit Vertretern und Mit-

gliedern des Beirates, 
- gemeinsam mit dem Vorstand zeitgemäße Lösungsansätze bzw. Alternativen für die durch die gesellschaft-

lichen  Prozesse erheblich veränderten Rahmenbedingungen zu erarbeiten, 
- Aufgaben des Vermietungsmanagements, Service- und Betreuungsleistungen auf Tochtergesellschaften 

auszulagern, um effektiver zu wirken, ohne daß originäre Rechte entfallen. 
 
Im Zuge der Behandlung des Jahresabschlusses 1998 referierte der Vorstand zu seinem Lagebericht mittels Prä-
sentationen zum Instandhaltungsaufwand der Genossenschaft von 1994 bis 1998, ebenso zu den Betriebs- und 
Jahresergebnissen von 1994 bis 1998. Hauptthema war jedoch die Eingruppierung des Wohnungsbestandes der 
Genossenschaft in fünf Wohnwertgruppen und die Verteilung der Wohnflächen auf die einzelnen Gruppen (auch 
anhand von Präsentationen dargestellt). 
 
Die „Arbeitsgruppe Wohnwertmiete“, Beirat, Aufsichtsrat und Vorstand – so erläuterte der Vorstand der Ver-
treterversammlung – sehen in dem Instrument der Wohnwertmiete den genossenschaftlichen Weg, die Festset-
zung der einzelnen Nutzungsgebühren transparenter zu gestalten und die sich aus der unreflektierten Anwendung 
des Miethöhegesetzes ergebenden Ungerechtigkeiten (Wohnungen in schlechter Wohnlage sind z. T. teurer als 
Wohnungen in guter Wohnlage) auf längere Sicht zu beseitigen. 
 
Von der begünstigenden Regelung der Wohnwertmiete werden Mietverträge (es gibt sie noch in Siedlungen, die 
die Genossenschaft zurück erhalten oder erworben hat) ausgenommen. Durch moderate Nutzungsgebührenerhö-
hungen (in der Regel 5 %, in Ausnahmefällen auch höher) wird die Anhebung der Durchschnittsmiete von der-
zeit ca. DM 7,60/m² auf DM 8,50 angestrebt, um für einen überschaubaren Zeitraum eine auskömmliche Bewirt-
schaftung des Hausbestandes sicherzustellen. Kappungen der Erhöhungen der Nutzungsgebühren setzen ein 
 
- bei der Preisbindung im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues. 
- beim entsprechenden Mietspiegelwert oder 
- bei der genossenschaftlichen Wohnwertmiete oder 
 
In einer Testphase für neu begründete Dauernutzungsverhältnisse wurde die Wohnwertmieten entsprechend den 
Gruppen von DM 7,00/ 7,75/ 8,50/ 9,50 sowie einer Sondergruppe (Einfamilienhäuser/Wohnungen in Villen) 
mit bestimmten Zu- und Abschlägen für Ausstattung und Lage angewandt. 
 
Neue Wege wurden im Verwalterbereich beschritten: Als Pilotprojekt für die „1892“ läuft im Verwaltungsbe-
reich Süd inzwischen eine kostenfreie Rufnummer für Mängelmeldungen. Die Meldungen sind rund um die Uhr 
möglich, auch an Wochenenden und Feiertagen - in besonders definierten Notfällen steht selbst nachts umge-
hend Hilfe zur Verfügung. Ebenfalls im Verwalterbereich Süd werden verlängerte Sprechzeiten „getestet“; es 
gibt verlängerte Sprechstunden an den Vormittagen, und an zwei Tagen der Woche können unsere Mitglieder die 
Verwalter/innen bis abends 20.00 Uhr in ihrem Büro erreichen. Dort befindet sich auch unsere „Bad- und Kü-
chenausstellung“. Insbesondere die Mitglieder aus unseren Altbauwohnungen können sich hier von uns beraten 
lassen, wie sich auch ein kleines Bad durch die „1892“ oder in Eigeninitiative verschönern läßt. 
 
Zwei Gästewohnungen wurden in neuen Siedlungsteilen eingerichtet: 
- Wendehalsweg 1 in Berlin-Buckow, geeignet für 3 Personen, und 
- Finkenweg 13 in Wandlitz – in landschaftlich schöner Lage - geeignet für 4 Personen. 
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Unsere Siedlungsausschüsse und Seniorenclubs haben auch in 1999 ihre bewährte ehrenamtliche Arbeit geleis-
tet: Mit hohem persönlichen Engagement wurde das Miteinander unserer Bewohner gefördert – Sommerfeste, 
Skat-, Spiel- und Bastelkreise, Ausflüge und Seniorentreffen belebten unsere genossenschaftliche Gemeinschaft. 
Eine Besonderheit möchten wir noch erwähnen: Drei Siedlungsausschüsse haben die Genossenschaft in der 
Anlaufphase für den Internetauftritt durch tatkräftige Hilfe und Erstellung von „Websites“ für ihre Siedlungen 
unterstützt. Nach den ersten Schritten hoffen wir auf Nachahmer! Im Internet finden Sie uns unter BBWO1892 - 
schauen Sie doch einmal herein! 
 
Der Beirat unserer Genossenschaft hat mit seiner „Arbeitsgruppe Wohnwertmiete“ an der Erarbeitung der 
Wohnwertkriterien mitgewirkt, an der Eingruppierung des Hausbestandes und deren notwendiger und möglicher 
Unterlegung mit Zahlen. In intensiven Diskussionen wurde in Zusammenarbeit mit Aufsichtsrat und Vorstand 
das Thema für die Vertreterversammlung vorbereitet. 
 
Die ehemalige Beratungsstelle des Fördervereins der Genossenschaft („Verein zur Förderung des lebenslangen 
genossenschaftlichen Wohnens e. V.“) in der Bristolstraße 7 ist inzwischen eine Senioren-Wohngemeinschaft 
mit Service-Wohnen. Die pflegebedürftigen Bewohner erhalten 24 Stunden täglich Hilfestellung durch Fachkräf-
te. Selbst einer der eigentlich als Krankenzimmer vorgesehenen Räume ist inzwischen an eine Dauerbewohnerin 
vergeben. Der Bedarf ist hoch; wenn irgend möglich, soll die Betreuungsstation erweitert werden. Weiterhin ist 
der Verein bestrebt, sobald geeignete Räume zur Verfügung stehen, ähnliche Einrichtungen in den großen Sied-
lungen der „1892“ – Attilahöhe und Charlottenburg – zu schaffen. 
 
Den ehrenamtlichen Helfern sagen wir für ihre tatkräftige Mitwirkung, für ihren persönlichen Einsatz ein herz-
liches Dankeschön. Sie unterstützen durch ihre Arbeit unsere genossenschaftliche Gemeinschaft und fördern den 
Selbsthilfegedanken. In unserer immer mehr technisierten, sozial und finanziell problematischen Zeit trägt dieses 
persönliche Engagement zur Erhaltung der zwischenmenschlichen Werte bei. 
 
 
Personal- und Sozialbereich 
 
Für die Verwaltung und Instandhaltung des Wohnungsbestandes sowie für die Spareinrichtung standen der Ge-
nossenschaft 1999 (1998) außer den Vorstandsmitgliedern und den Prokuristen 44 (52)Angestellte, davon 5 (6) 
Teilzeitbeschäftigte zur Verfügung. Die Wohnanlagen wurden von 52 (57) Hauswarten, davon 12 (14) Teilzeit-
beschäftigte betreut. Darüber hinaus beschäftigten wir im Rahmen unseres Regiebetriebes 6 (6) Mitarbeiter. 
Im Rahmen unserer sozialen Verantwortung bilden wir nach wie vor über Bedarf aus; sechs Auszubildende mit 
dem Ausbildungsziel „Kaufmann/frau in der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft“ sowie eine Studentin der 
Berufsakademie Berlin hatten per Jahresultimo einen Ausbildungsvertrag. 
 
Im abgelaufenen Geschäftsjahr schieden 4 Angestellte, davon altersbedingt einer, aus; zwei Auszubildende wur-
den in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen. Weitere vier Mitarbeiter, die zeitgleich zum 30.04.1999 
ausgeschieden sind, werden seit 01.05.1999 bei unserer Tochtergesellschaft "Gilde" Heimbau Wohnungsbauge-
sellschaft mbH mit den gleichen Konditionen und einer zeitlich befristeten Rückkehrmöglichkeit zur Genossen-
schaft beschäftigt. 
Im gewerblichen Bereich schieden Mitarbeiter aus. Freiwerdende Stellen in diesem Bereich werden grundsätz-
lich nicht mehr ersetzt, die diesbezüglichen Dienstleistungen werden fremd beschafft. 
 
Die Genossenschaft ist Mitglied im Arbeitgeberverband der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft e.V., insofern 
gilt der Mantel- und Vergütungstarifvertrag für die Angestellten und die gewerblichen Arbeitnehmer der Woh-
nungswirtschaft. Aufgrund der letztjährigen Tarifvereinbarungen wurden die Löhne und Gehälter zum 
01.07.1999 um 3,5% angehoben. Sämtliche Arbeitsverträge im gewerblichen Bereich wurden 1999 von Stück-
lohn auf Zeitlohn abgeändert. 
 
Für Mitarbeiter, die bereits vor dem 01.01.1997 beschäftigt wurden, gibt es eine betriebliche Altersversorgung, 
die durch Rückstellungen finanziert wird. Darüber hinaus gibt es für alle Mitarbeiter einen Unfallversicherungs-
schutz. 
 
Die berufliche Qualifikation der Mitarbeiter ist im kaufmännischen und technischen Bereich überwiegend durch 
eine abgeschlossene Berufsausbildung gewährleistet. Der Anteil der Mitarbeiter mit einer abgeschlossenen Aus-
bildung als Kaufmann/-frau in der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft muss jedoch kontinuierlich verstärkt 
werden. Um das heutzutage unabdingbare umfassende Dienstleistungsangebot ständig zu verbessern, sind aber 
weiterhin Fortbildungsmaßnahmen - im betrieblichen und privaten Bereich - notwendig, damit alle Mitarbeiter 
den neuen beruflichen Anforderungen entsprechen. 



 - 14 - 

Wesentliche Vorgänge des Geschäftsjahres 
 
Neben der steuerlichen Problematik der Behandlung der Berliner Aufwendungsdarlehen für den sozialen Woh-
nungsbau nahmen auch die Bemühungen um eine vorzeitige Ablösung dieser Aufwendungsdarlehen zum Bar-
wert einen breiten Raum der Geschäftstätigkeit ein. Mit der vorzeitigen Ablösung soll erreicht werden, dass die 
derzeit unerträglich langen Bindungsfristen auf maximal zehn Jahre verkürzt werden. Bisher konnte mit der 
Senatsbau- und der Senatsfinanzverwaltung keine Einigung über ein entsprechendes Ablösungsverfahren erzielt 
werden. 
Hinsichtlich der steuerlichen Behandlung ist die Genossenschaft der Streitgemeinschaft der betroffenen Berliner 
Wohnungsunternehmen beigetreten. Die WIR Wohnungsbaugesellschaft mbH wird einen entsprechenden Mus-
terprozess führen. In diesem Prozess sollen die im Rahmen einer Betriebsprüfung bei der WIR aufgekommenen 
steuerlichen Probleme der Behandlung der Passivierung der Aufwendungsdarlehen rechtssicher für alle Seiten 
geklärt werden. 
 
Das im Bezirk Treptow gelegene, enteignete Grundstück Am Falkenberg 114 – 117, welches die Genossenschaft 
1993 im Rahmen des sog. Berliner Modells von der Treuhandanstalt per Kaufvertrag! wieder erwerben musste, 
verursacht, nachdem wir nach über vier Jahren die Baugenehmigung zum Umbau des Gewerbegebäudes erhalten 
haben, neue Probleme. Der Geschäftsbesorger der Treuhandanstalt bzw. dessen Rechtsnachfolgerin, die Bundes-
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben, die TLG Treuhand Liegenschaftsgesellschaft mbH, eine 
100%ige Bundesgesellschaft, verlangt eine sog. Pönale in beträchtlicher Höhe. Für unser Rechtsempfinden ist 
dies nicht nachvollziehbar. Wir werden uns an den Geschäftsherrn wenden und, sollte dies auch keinen Erfolg 
mit sich bringen, den Rechtsweg beschreiten müssen. 
 
 
Vermögens- und Finanzlage 
 
Im abgelaufenen Geschäftsjahr hat die Genossenschaft insbesondere durch den Erwerb der Erbpachtgrundstücke 
in Berlin (22 Mio DM) und die Erstellung von 56 Wohnungen und zwei Gästewohnungen (12 Mio DM) das 
langfristige Vermögen um 33 Mio DM erhöht. Der Anteil des langfristigen Vermögens an der Bilanzsumme 
blieb mit 96,1 % nahezu konstant.  
 
Das Eigenkapital in Relation zum Gesamtkapital beträgt 10,7% nach 11,1%. Dieser leichte Rückgang ist aus-
schließlich auf den Ankauf der Erbpachtgrundstücke zurückzuführen, der sich aber sowohl für unsere Nutzer als 
auch für das Unternehmen bereits kurzfristig rentiert. Der Anteil von Eigenkapital zuzüglich Spareinlagen am 
Gesamtkapital ist trotz der Bilanzverlängerung von 34 Mio. DM von 23,8% auf 25,1% gestiegen. Das relative 
Absinken der langfristigen Finanzierungsmittel gegenüber dem langfristigen Vermögen von 89,2% auf 87,4% ist 
auf die Entscheidung, den Ankauf der Erbpachtgrundstücke kurz- bis mittelfristig über Eigen-/Sparmittel zu 
finanzieren und den starken Anstieg der Spareinlagen, zurückzuführen. 
 
 
Kapitalflußrechnung 1999 Mio DM 
 
Finanzmittelbestand zum 01.01 11.053 
 
Mittelzufluss aus laufender 14.281 
Geschäftstätigkeit 
 
Mittelabfluss aus laufender -42.262 
Investitionstätigkeit 
 
Mittelzufluss aus laufender 28.868 
Finanzierungstätigkeit 
 
Finanzmittelbestand zum 31.12. 11.940 
 
 
Die Kapitalflussrechnung zeigt in der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit ein positives Ergebnis in Höhe von 14 
Mio DM, der Abfluss durch die Investitionstätigkeit (42 Mio DM) ist zu mehr als 50% durch den Grundstücks-
ankauf bedingt und führt somit zu der hohen Zunahme (29 Mio DM) aus Finanzierungstätigkeit. Die Zahlungs-
fähigkeit der Genossenschaft war jederzeit gewährleistet, eine weitere Kreditlinie in Höhe von 3,5 Mio DM 
wurde uns bei einer neuen Bankverbindung unverzüglich gewährt. 
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Ertragslage 
 
Der Jahresüberschuss in Höhe von 1.496 TDM setzt sich aus dem Betriebsergebnis in Höhe von 634 TDM und 
dem Finanzergebnis in Höhe von 862 TDM zusammen. 
 
Aufgrund der für das Jahr 2000 geplanten Umstellung der Geschäftsanteile auf EURO mit einer glättenden Ab-
rundung in Verbindung mit dem für das neue Geschäftsjahr zu erwartenden Verlust wird vom Vorstand keine 
Dividendenausschüttung, sondern eine Zuführung zu den Rücklagen, vorgeschlagen. Daher fällt für das Ge-
schäftsjahr keine Ausschüttungsbelastung an. 
 
 
Risiken der künftigen Entwicklung 
 
Die im Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG) formulierten Anforderungen 
an die Gesellschaften und Genossenschaften werden, soweit nicht bereits vorhanden, im Unternehmen sukzessi-
ve erarbeitet. Die daraus folgende Ergänzung des bisherigen Berichtswesens ist für das Jahr 2000 vorgesehen. 
 
Aus der Sicht des Vorstandes sind der Instandhaltungsstau, das Zinsänderungsrisiko und das Leerstandsrisiko die 
drei Risikogruppen, die neben der Zahlungsunfähigkeit den Fortbestand eines Wohnungsunternehmens dauerhaft 
gefährden. Bei unserer Genossenschaft liegt auf der Basis unserer mittelfristigen Planung kein diesbezügliches 
Risiko vor. 
Der Instandhaltungsstau wird weiterhin abgebaut, das Zinsänderungsrisiko ist über den vollständigen Darlehens-
bestand analysiert und die Maßnahmen zur Leerstandsreduktion zeigten bereits erste Erfolge. Der Zahlungsmit-
telbestand und unsere kurz- und mittelfristige Einnahmen- und Ausgabenplanung weisen keine Liquiditätseng-
pässe aus. 
 
II. Ausblick 
 
Der Vorstand will die Genossenschaft im Zeitraum des kurz- und mittelfristigen Finanzplanes 2000 – 2004 mit 
den nach wie vor knappen vorhandenen und den zukünftig zu erwirtschaftenden Mitteln mit einem noch höheren 
Instandhaltungs- und Modernisierungsprogramm sowie einem notwendigen und realisierbaren Neubauprogramm 
weiter konsolidieren. Der derzeitige Mietermarkt führt zwar kurz- bis mittelfristig zu Unterdeckungen im Neu-
baugeschäft, aber es darf nicht übersehen werden, dass diese antizyklische Vorgehensweise bei sehr günstigen 
Rahmenbedingungen bezüglich der Baukosten und der Finanzierung erfolgt, die sich langfristig auswirken wer-
den. Wir möchten an dieser Stelle nicht unerwähnt lassen, dass die Neubaumaßnahmen auf genossenschaftseige-
nen Grundstücken durchgeführt werden. 
 
Die weitere stetige Verbesserung und kontinuierliche Anpassung unseres Wohnungsangebotes an die Nachfrage 
ist in den nächsten Jahren vorrangiges Ziel des Investitionsprogramms und gleichzeitig Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Vermietung und somit die Entwicklung unserer Genossenschaft. 
 
Die Ertragskraft und damit auch die Substanz unseres Unternehmens kann auf Dauer aber nur durch Kostenein-
sparungen im Kerngeschäft und durch neue Ertragsquellen sichergestellt werden. Hier bilden, neben den Kosten-
einsparungen, insbesondere bei den Verwaltungskosten und den Betriebskosten, das Bauträgergeschäft sowie die 
Aktivierung bereits vorhandener bzw. die Generierung neuer Geschäftsfelder, insbesondere über unsere Tochter-
gesellschaften, eine solide Basis für weitere Aktivitäten. 
 
Für das Geschäftsjahr 2000 wird mit einem Jahresfehlbetrag gerechnet, da die Passivierung des letzten Aufwen-
dungsdarlehens von über 4 Mio. DM nicht über das operative Ergebnis ausgeglichen werden kann. 
 
 
Der Vorstand bedankt sich bei den Mitarbeitern, dem Betriebsrat, den genossenschaftlichen Gremien und den 
ehrenamtliche Helfern für den Einsatz und die tatkräftige Unterstützung bei der Bewältigung der schwierigen 
Aufgaben im abgelaufenen Geschäftsjahr. 
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AKTIVA     B I L A N Z   Z U M   31. D E Z E M B E R  1999 

  
   1999  1998 
 
  DM DM DM TDM 
A. ANLAGEVERMÖGEN 
 
Immaterielle Vermögensgegenstände     
1. Konzessionen,gewerbliche Schutzrechte und 
        ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an 

solchen Rechten und Werten 131.464,00   122 
2.     Geleistete Anzahlungen 27.000,00 158.464,00  0 

Sachanlagen 
1.      Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
         mit Wohnbauten 382.819.098,24   344.021 
2.      Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
         mit Geschäfts- und anderen Bauten 7.006.616,21   6.969 
3.      Grundstücke ohne Bauten 60.702.580,73   60.655 
4.      Grundstücke mit Erbbaurechten Dritter 2.355.157,78   2.355 
5.      Technische Anlagen und Maschinen 312.665,00   407 
6.      Andere Anlagen, Betriebs- und 
         Geschäftsausstattung 1.499.066,78   775 
7.      Anlagen im Bau 1.230.938,98   7.662 
8.      Bauvorbereitungskosten 4.332.994,82   3.928 
9.      Geleistete Anzahlungen  495.416,47 460.754.535,01  364 

Finanzanlagen 
1.      Beteiligungen 3.278.201,19   2.154 
2.      Wertpapiere des Anlagevermögens 4.965.350,00   6.945 
3.      Andere Finanzanlagen 60.441,52 8.303.992,71 469.216.991,72 61 
 
B. UMLAUFVERMÖGEN 
 

Andere Vorräte 
1.      Unfertige Leistungen 15.201.124,87   16.805 
2.      Andere Vorräte 15.105,57 15.216.230,44  35 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1.      Forderungen aus Vermietung 1.307.180,18   855 
2.      Forderungen aus Betreuungstätigkeit 29.153,30   17 
3.      Forderungen aus anderen Lieferungen 
         und Leistungen 912,05   3 
4.      Forderungen gegen Unternehmen, mit denen 
         ein Beteiligungsverhältnis besteht 3.435.262,33   3.509 
5.      Sonstige Vermögensgegenstände 2.248.598,77 7.021.106,63  2.179 

Flüssige Mittel 
1. Kassenbestand, Postbankguthaben 

Guthaben bei Kreditinstituten 11.899.627,54   11.939 
2.     Bausparguthaben 1.001.632,50 12.901.260,04 35.138.597,11 0 
 

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 
 

1.     Geldbeschaffungskosten 5.055.566,06   5.208 
2.     Andere Rechnungsabgrenzungsposten 164.768,23  5.220.334,29 250 
 

D. STADTERNEUERUNGSPOSTEN 
 

Förmlich festgelegte Gebiete 
1.     Grunderwerb einschließlich Erwerbsnebenkosten 267.959,64   347 
2.     Ordnungsmaßnahmen 2.000,00   2 
3.     Trägervergütungen 84.253,28 354.212,92  84 

Untersuchungsbereiche 
1.     Trägervergütungen 146.932,07 146.932,07 501.144,99 147 
    510.077.068,11 477.798 
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PASSIVA                           B I L A N Z   Z U M   3 1.   D E Z E M B E R   1 9 9 9 
 
         1999          1998 
 

 DM  DM DM  TDM 
A. EIGENKAPITAL 
 
Geschäftsguthaben 
1. der mit Ablauf des Geschäftsjahres 

ausgeschiedenen Mitglieder 1.326.353,92   959 
2.     der verbleibenden Mitglieder 31.836.191,70   31.587 
3.     aus gekündigten Geschäftsanteilen 127.017,95   122 
        (Rückständige fällige Einzahlungen 
        auf Geschäftsanteile: DM   30.256,86 
        Vorjahr: DM  51.033,95)                                  ____________ 33.289.563,57   
Ergebnisrücklagen 
1.     Gesetzliche Rücklage 9.799.000,00   9.649 
2.     Andere Ergebnisrücklagen 11.053.693,31 20.852.693,31  9.707 

Bilanzgewinn  0,00 54.142.256,88                        429 
Eigenkapital insgesamt   54.142.256,88 
 
B. RÜCKSTELLUNGEN 
 
1. Rückstellungen für Pensionen und 

ahnliche Verpflichtungen 7.494.501,00   7.545 
2.     Steuerrückstellungen 14.571,00   27 
3.     Sonstige Rückstellungen 6.181.339,15  13.690.411,15 7.285 

 
C. VERBINDLICHKEITEN 
 
1. Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten 332.618.742,95   313.269 
2. Verbindlichkeiten gegenüber  

anderen Kreditgebern 11.229.758,05   11.780 
3.     Spareinlagen 70.776.428,40   58.686 
4.     Erhaltene Anzahlungen 17.195.787,59   18.015 
5.     Verbindlichkeiten aus Vermietung 812.326,86   455 
6. Verbindlichkeiten aus  

Betreuungstätigkeit 954.515,16   880 
7. Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und Leistungen 5.172.667,67   4.106 
8. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, 

mit denen ein Beteiligungsverhältnis 
        besteht 204.501,00   5 
9.     Sonstige Verbindlichkeiten 2.445.757,21   1.463 
        davon aus Steuern: DM  286.916,00 
        Vorjahr: DM  249.603,00 
        davon im Rahmen der sozialen 
        Sicherheit: DM  187.123,24 
        Vorjahr: DM 216.235,53                                 _____________  441.410.484,89 
 

D.   STADTERNEUERUNGSMITTEL 
 
Förmlich festgelegte Gebiete 
1.      für Grunderwerb 427.500,00   1.423 
2.      Trägervergütungen 191.954,52   192 
3.      Sonstige Maßnahmen 66.000,00 685.454,52  66 
Untersuchungsbereiche 
1.      Trägervergütungen 148.460,67 148.460,67 833.915,19 148 
   510.077.068,11 477.798 
Bilanzvermerk 
Verbindlichkeiten aus Aufwendungs- 
darlehen nach § 88 Abs. 3 II WoBauG 
Nominalwert:           9.501.745,78 
Barwert:                   6.383.733,71  
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 
für die Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 1999 
 
 
        1999                           1998
 
 DM DM TDM 
1. Umsatzerlöse 

a) aus der Hausbewirtschaftung 62.022.461,69  62.651 
b) aus Betreuungstätigkeit 372.337,57 170 
c) aus anderen Lieferungen und Leistungen 204.203,16 62.599.002,42 23 
 

2. Erhöhung oder Verminderung des Bestandes 
an unfertigen Leistungen  -  1.603.848,88 -  684 
 

3.     Andere aktivierte Eigenleistungen  1.123.795,94 1.208 
 
4.      Sonstige betriebliche Erträge  4.038.480,89 3.604 
 
5.     Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistungen 
        a)    Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 22.521.539,68  23.840 
        b)    Aufwendungen für andere Lieferungen und 
                Leistungen 296.118,00 22.817.657,68 0
 
         Rohergebnis  43.339.772,69 43.132 
 
6. Personalaufwand 

a)     Löhne und Gehälter 7.118.629,96  7.556 
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für  

Altersversorgung und Unterstützung 2.213.790,53 9.332.420,49 2.825 
davon für Altersversorgung:  DM 815.579,88 
(Vorjahr:  DM 1.318.638,82) 

 
7. Abschreibungen 

auf immaterielle Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen  9.547.292,22 8.870 
 

8.      Sonstige betriebliche Aufwendungen  4.550.136,07 3.562 
 
9.      Erträge aus Beteiligungen  107.837,14 0 
 
10. Erträge aus anderen Wertpapieren und 

Ausleihungen des Finanzanlagevermögens  348.331,77 348 
 

11.    Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge  560.745,95 650 
 
12.  Abschreibungen auf  Finanzanlagen und  

Wertpapiere des Umlaufvermögens  0,00 0 
 

13.     Zinsen und ähnliche Aufwendungen  18.727.380,91 18.683 
 
          Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit  +  2.199.457,86 +  2.634 
 
14.     Außerordentliche Erträge  916.625,00 2.123 
 
15.     Außerordentliche Aufwendungen  0,00 48 
 
16.     Steuern vom Einkommen und Ertrag  0,00 194 
 
17.     Sonstige Steuern  1.619.684,01 1.625
 
18.     Jahresüberschuß  +  1.496.398,85 +  2.890 
 
19. Einstellung aus dem Jahresüberschuß 

in Ergebnisrücklagen  1.496.398,85 2.462
 

20.      Bilanzgewinn  0,00 429 
                                                                                                                                                       =========                ===== 
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Anhang 
 
 
Allgemeine Angaben 
 
Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgte entsprechend der Verordnung über 
Formblätter für die Gliederung des Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen in der aktuellen Fassung vom 
6. März 1987. 
 
Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gewählt. 
 
 
Erläuterungen zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 
Immaterielle Vermögensgegenstände wurden zu Anschaffungskosten bewertet. Es erfolgte eine lineare Ab-
schreibung auf die anzunehmende Nutzungsdauer von fünf Jahren. 
 
Das Sachanlagevermögen wurde grundsätzlich zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt, vermindert 
um planmäßige lineare Abschreibungen entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer. 
 
Die Abschreibungen auf Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten wurden wie folgt vorge-
nommen: 
- für die Neubauten wurde (erstmalig in 1992) die Abschreibung in steuerlich zulässiger Höhe vorgenom-

men. 
- für die Altbauten - sie wurden in den letzten zehn Jahren durchgreifend modernisiert - über 100 Jahre 

bzw. die kürzere Restnutzungsdauer. 
- Die aktivierten Modernisierungskosten wurden entsprechend der jeweilig zu erwartenden Restnutzungs-

dauer (zwischen 10 und 50 Jahren) des Gebäudes abgeschrieben. 
 
Außenanlagen werden über eine Nutzungsdauer von 10 Jahren abgeschrieben. 
 
Bei Grundstücken mit Geschäfts- und anderen Bauten erfolgte die Abschreibung über 77, 50 und 25 Jahre bzw. 
die kürzere Restnutzungsdauer. 
 
Technische Anlagen und Maschinen wurden unterschiedlich, entsprechend einer Nutzungsdauer zwischen 6 und 
50 Jahren, abgeschrieben. 
 
Bei der Betriebs- und Geschäftsausstattung erfolgte eine lineare Abschreibung über 5 bis 10 und 20 Jahre. Ge-
ringwertige Wirtschaftsgüter wurden im Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben. 
 
Die Finanzanlagen wurden zu Anschaffungskosten bilanziert. 
 
Die Vorräte wurden zu Anschaffungskosten bilanziert. 
 
Die Unfertigen Leistungen setzten sich im wesentlichen aus noch nicht abgerechneten Heizungs- und Betriebs-
kosten zusammen. 
 
Zweifelhafte Forderungen wurden wertberichtigt, uneinbringliche Forderungen abgeschrieben. 
 
Geldbeschaffungskosten wurden über die Laufzeit der Kreditverträge bzw. bei kürzeren Zinsbindungsfristen 
über diesen Zeitraum abgeschrieben. 
 
Der Barwert der Pensionsrückstellung wurde aufgrund eines versicherungsmathematischen Gutachtens mit ei-
nem Zinsfuß von 6% gebildet. Ungeachtet der steuerlichen Behandlung wurden bereits die Richtwerttafeln 1998 
vollständig berücksichtigt. Des weiteren wurde das Ergebnis der Betriebsprüfung für den Zeitraum von 1992 bis 
1996 im Geschäftsjahr bilanziert. 
 
Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und sind in Höhe des nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung notwendigen Betrages angesetzt.  
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Die Verbindlichkeiten sind grundsätzlich zu ihrem Rückzahlungsbetrag passiviert. Auf die Möglichkeit der 
Nichtanerkennung der Passivierung der Aufwandsdarlehen durch die Finanzverwaltung möchten wir wiederum 
hinweisen. 
 
In den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung sind folgende periodenfremde Erträge und Aufwendungen 
enthalten: 
 
in der Position "Sonstige betriebliche Erträge" 2042 TDM 
in der Position "Sonstige betriebliche Aufwendungen" 793 TDM 
in der Position "Außerordentliche Erträge" 917 TDM 
 
 
Beteiligungen und Mitgliedschaften 
 
Die Genossenschaft hält folgende Beteiligungen: 
 
 "Gilde" Heimbau Wohnungsbaugesellschaft mbH, Berlin 
 Eigenkapital am 31.12.1998 215 TDM 
 Stammkapital am 31.12.1998 50,0 TDM 
 Jahresüberschuss 1998: 511,0 TDM 
 Anteil am Kapital: 100% 
 
 GA FA Grundstücksentwicklungsgesellschaft für die 
 Gartenstadt Falkenberg mbH, Berlin  
 Eigenkapital am 31.12.1998 22,5 TDM 
 Stammkapital am 31.12.1998 50,0 TDM 
 Jahresfehlbetrag 1998: 3,0 TDM 
 Anteil am Kapital: 100% 
 
 GfÖ Gesellschaft für  
 Öffentlichkeitsarbeit gemeinnütziger und 
 städtischer Wohnungsunternehmen in Berlin mbH: 
 Nominelle Beteiligung am 31.12.1998 1,1 TDM 
 Stammkapital am 31.12.1998 75,0 TDM 
 Jahresüberschuss 1998: 4,6 TDM 
 Anteil am Kapital: 1,5% 
 
 Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossen- 
 schaften GmbH, Berlin: 
 Nominelle Beteiligung am 31.12.1998 300,0 TDM 
 Stammkapital am 31.12.1998 750,0TDM 
 Jahresfehlbetrag 1998: 481,4 TDM 
 Anteil am Kapital: 40% 
 
 
Die Genossenschaft unterhält folgende Mitgliedschaften: 
 
- Berliner Volksbank eG; 500 Geschäftsanteile ent- 
 sprechen TDM 50 
- Ostfriesische Volksbank eG, ehemals Bank für Handel, Schifffahrt 
 und Gewerbe eG; 4 Geschäftsanteile entsprechen TDM 1,4 
- Ökobank eG, 10 Geschäftsanteile entsprechen TDM 1,0 
- Deutscher Genossenschaftsverlag eG, 2 Geschäftsanteile ent- 
 sprechen TDM 8,0 
- Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e. V. 
- Arbeitgeberverband der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft e.V. 
- Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Berlin e.V. 
- DESWOS Deutsche Entwicklungshilfe für soziales Wohnungs- und 
 Siedlungswesen e.V. 
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- Genossenschaftsforum e. V. 
- Verein Creditreform Berlin e. V. 
- BBA Berlin-Brandenburgische Akademie der Wohnungswirtschaft e. V. 
- Housing for older people in Europe (HOPE) 
- GdW - Selbsthilfeeinrichtung zur Sicherung von Spareinlagen 
- Pensionssicherungsverein 
- Interessengemeinschaft Multi-Media 
- WOHNBUND - Verband zur Förderung wohnpolitischer Initiativen 
 
 
Verpflichtungen und Haftungsverhältnisse, die nicht aus der Bilanz ersichtlich sind: 
 
TDM 3.000 Eigentümer-Grundschulden, eingetragen auf den Kostenstellen 

120 (Siedlung Charlottenburg), 908 (Siedlung Alt-Tempelhof) 
und 940/950 (Siedlung Attilahöhe). 

TDM 562 Eventualverbindlichkeit aus gesamtschuldnerischem Haftungs- 
  verhältnis gegenüber einem ehemaligen Geschäftsführer der  
  Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaften GmbH 
 
 
Durch Grundpfandrechte gesicherte Darlehensanteile aus Aufwandssubventionen (§ 88 Abs. 3 II. WoBauG) 
werden voll ertragswirksam vereinnahmt. Die Investitionsbank Berlin (IBB), hat für diese Darlehen die Erklä-
rung abgegeben, daß sie mit ihrer Forderung hinter die Forderung aller anderen Gläubiger in der Weise zurück-
tritt, daß sie nur aus künftigen Gewinnen oder aus dem die sonstigen Verbindlichkeiten des Schuldners über-
steigenden Vermögen bedient zu werden braucht. Auf die Geltendmachung ihrer aus dieser Förderung entste-
henden Ansprüche wird die Investitionsbank Berlin verzichten, soweit und solange die Ertragslage der betref-
fenden Objekte bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung eine Bedienung der Darlehensforderung nicht ermög-
licht. Bisher sind für die Einheiten in Spandau, Schäferstraße (Kostenstellen 411, 412 und 413), das Schwes-
ternwohnheim in Westend (Kostenstelle 204), das Seniorenwohnhaus Ulmeneck (Kostenstelle 205), die Einhei-
ten am Nettelbeckplatz (Kostenstelle 885), am Ortolanweg (Kostenstellen 330 u. 331) sowie die Adolfstraße 
(Kostenstelle 886), Plantagenstraße/Reinickendorfer Straße (Kostenstelle 887) Anschlussförderungsmittel 
gewährt worden. Nach den Anschlussförderungsrichtlinien wird nach Auslaufen der 15jährigen Förderung auf 
Antrag eine Anschlussförderung in Form von degressiven Aufwendungszuschüssen bis zur Tilgung der Fremd-
finanzierungsmittel, längstens jedoch für weitere 15 Jahre gewährt. Die Anschlussförderungsrichtlinien sehen 
vor, daß nach Tilgung der Fremdfinanzierungsmittel die Aufwendungsdarlehen aus dem Überschuss der Miet-
einnahmen über die Bewirtschaftungskosten (Ansätze der II. Berechnungsverordnung einschließlich Eigenka-
pitalverzinsung) zu bedienen sind. Damit entfällt der Teil des modifizierten Forderungserlasses, der die Bedie-
nung der Aufwendungsdarlehen von der tatsächlichen Ertragssituation des geförderten Objektes abhängig 
machte. Die Aufwendungsdarlehen der anschlussgeförderten Objekte werden als Verbindlichkeit passiviert. 
Die übrigen Aufwendungsdarlehen nach § 88 Abs. 3 II WoBauG betragen zum Bilanzstichtag: 
 
Nominalwert: 9.501,7 TDM 
Barwert:         6.383,7 TDM 
 
Die zur Sicherung dieser Aufwendungsdarlehen eingetragenen Grundschulden beliefen sich am 31.12.1999 auf 
13.463 TDM. 
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Ergänzende Angaben 
 
Mitglieder- und Anteilsbestand 
 
Die Mitglieder- und Anteilsbewegungen stellten sich 1999 wie folgt dar: 
 
  Mitglieder Anteile 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 01.01.1999 10707 26771 
 
Zugang 1999 429 1651 
 
Abgang 1999 517 1500 
 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 31.12.1999 10619 26922 
 
 
Ein Geschäftsanteil beträgt 1.200,00 DM, das haftende Kapital beträgt somit 32.306.400,00 DM. Die rückstän-
digen Mindestzahlungen auf Geschäftsanteile betrugen am 31.12.1999 TDM 30. 
 
 
 
 
Mitarbeiter der Genossenschaft 
 
Die Zahl der in 1999 durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer betrug: 
 
  Vollbeschäftigte Teilzeit- 
   beschäftigte 
 
Prokuristen 3 0 
Kaufmännische Mitarbeiter 36 5 
Technische Mitarbeiter 6 0 
Mitarbeiter im Regiebetrieb, 
Hauswarte etc. 46 12 
gesamt 91 17 
 
Außerdem wurden sieben Auszubildende beschäftigt.  
 
Die durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter hat sich im Vergleich zum Vorjahr um zehn vermindert. 
 
 
Mitglieder des Aufsichtsrates 

 
Manfred Weißbach Baudirektor  Aufsichtsratsvorsitzender 
Klaus Nicklitz Rechtsanwalt Stv. Aufsichtsratsvorsitzender 
Ernst Klubach Pensionär  Schriftführer 
Franz Josef Tapphorn Rentner  Stv. Schriftführer 
Wolfgang Milz Pensionär 
Jürgen Bitterling Pensionär 
Gabriele Faudel Sachbearbeiterin 
Detlef Kühne Dipl.-Verwaltungswirt 
Horst Stenzel Rentner 
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Mitglieder des Vorstandes 
 
Hans-Jürgen Hermann 
Dirk Lönnecker 
Silvia Kielholz - nebenamtlich bis 02.11.1999 
Klaus Neubecker - nebenamtlich 
Lothar Osthoff - nebenamtlich bis 02.11.1999 
 
Prokuristen: 
Wolfram Gay 
Johanna Traulsen 
Detlef Schütz 
 
 
Forderungen an Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates bestanden am Bilanzstichtag nicht. 
 
 
Zuständiger Prüfungsverband: 
 
Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V., 
Lentzeallee 107, 14195 Berlin. 
 
 
Vorschlag für die Verwendung des Jahresüberschusses: 
 
Der Vorstand schlägt in Abstimmung mit dem Aufsichtsrat der ordentlichen Vertreterversammlung vor, den 
Jahresüberschuss vollständig den Ergebnisrücklagen zuzuführen. 
 
 
Berlin-Charlottenburg, den 21. März 2000 
 
 

D E R   V O R S T A N D 
 
 

Hermann   Lönnecker   Neubecker 
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Weitere Erläuterungen zum Jahresabschluß 
 
 
Anlagenspiegel per 31.12.1999 
 
 

 
 

Entwicklung des 
Anlagevermögens 

Bruttowerte 
 

Anschaffungs- 
bzw. Her- 

stellungskosten 
bis 31.12.1998 

 
DM 

 
 

Zugänge 
 
 
 
 

DM 

 
 

Abgänge 
 
 
 
 

DM 

 
 

Umbuchungen 
(+/-) 

 
 
 

DM 

 
 

Zuschrei-
bungen 

 
 
 

DM 

 
 

Anschaffungs- 
bzw. Her- 

stellungskosten 
per31.12.1999 

 
DM 

Immaterielle 
Vermögensgegenstände
1. Konzessionen,gewerbl. 
    Schutzrechte u.ä. 
2. Geleist.Anzahlungen 

 
 
 
 489.860,39 
 0,00 

 
 
 
 61.168,61 
 27.000,00 

 
 
 
 64.194,46 
 0,00 

 
 
 
 0,00 
 0,00 

 
 
 
 0,00 
 0,00 

 
 
 
 486.834,54 
 27.000,00 

 
Sachanlagen 
Grundstücke und grund- 
stücksgleiche Rechte 
mit Wohnbauten 
 
Grundstücke mit 
Geschäfts- und 
anderen Bauten 
 
Grundstücke ohne Bauten 
 
Grundstücke mit Erbbau- 
rechten Dritter 
 
Technische Anlagen 
und Maschinen 
 
Andere Anlagen, 
Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 
 
Anlagen im Bau 
 
Bauvorbereitungs- 
kosten 
 
Geleistete 
Anzahlungen 

 
 
 
 
 453.755.151,34 
 
 
 
 7.465.580,42 
 
 60.655.348,47 
 
 
 2.355.157,78 
 
 
 3.407.665,55 
 
 
 
 2.072.593,11 
 
 7.665.997,72 
 
 
 3.928.995,96 
 
 
 364.300,47 

 
 
 
 
 35.029.069,60 
 
 
 
 199.773,46 
 
 6.639,76 
 
 
 0,00 
 
 
 5.944,08 
 
 
 
 1.098.383,85 
 
 6.193.207,90 
 
 
 457.956,96 
 
 
 131.116,00 

 
 
 
 
 0,00 
 
 
 
 0,00 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 17.676,53 
 
 
 
 185.541,75 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 

 
 
 
 
 +12.624.765,53 
 
 
 
 0,00 
 
 +41.386,32 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 
 0,00 
 
 -12.624.765,53 
 
 
 -41.386,32 
 
 
 0,00 

 
 
 
 
 0,00 
 
 
 
 0,00 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 
 0,00 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 

 
 
 
 
 501.408.986,47 
 
 
 
 7.665.353,88 
 
 60.703.374,55 
 
 
 2.355.157,78 
 
 
 3.395.933,10 
 
 
 
 2.985.435,21 
 
 1.234.440,09 
 
 
 4.345.566,60 
 
 
 495.416,47 

  542.160.651,21  43.210.260,22  267.412,74  0,00  0,00  585.103.498,69 
 
Finanzanlagen 
Beteiligungen 
 
Wertpapiere des 
Anlagevermögens 
 
Andere 
Finanzanlagen 

 
 
 2.219.352,22 
 
 
 6.945.350,00 
 
 
 60.388,64 

 
 
 1.124.810,47 
 
 
 0,00 
 
 
 52,88 

 
 
 64.099,00 
 
 
 1.980.000,00 
 
 
 0,00 

 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 

 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 

 
 
 3.280.063,69 
 
 
 4.965.350,00 
 
 
 60.441,52 

  9.225.090,86  1.124.863,35  2.044.099,00  0,00  0,00  8.305.855,21 
  551.385.742,07  44.335.123,57  2.311.511,74  0,00  0,00  593.409.353,90 
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Anlagenspiegel per 31.12.1999   -Fortsetzung- 
 
 
Abschreibun-

gen 
 

Kumulierte 
Abschreibungen 
per 01.01.1998 

 
 

DM 

 
 

Abschreibungen 
des 

Geschäftsjahres 
 
 

DM 

 
 

Auf Abgänge 
entfallende 

Abschreibungen 
 
 

DM 

 
 

Auf Umbuch./ 
Zuschreib.ent- 
fallende Ab- 
schreibungen 

 
DM 

 
 

Kumulierte 
Abschreibungen 
per 31.12.1999 

 
 

DM 

Buchwerte 
 

Buchwerte 
zum 

31.12.1999 
 
 

DM 

 
 

Buchwerte 
zum 

31.12.1998 
 
 

DM 

 
 
 

367.369,64 
0,00 

 
 
 
 45.405,36 
 0,00 

 
 
 
 57.404,46 
 0,00 

 
 
 
 0,00 
 0,00 

 
 
 
 355.370,54 
 0,00 

 
 
 
 131.464,00 
 27.000,00 

 
 
 
 122.490,75 
 0,00 

 
 
 
 

109.733.724,15 
 
 
 

496.966,24 
 

785,06 
 
 

0,00 
 
 

3.000.291,55 
 
 
 

1.297.603,15 
 

3.827,34 
 
 

651,07 
 
 

0,00 

 
 
 
 
 8.855.837,85 
 
 
 
 161.771,43 
 
 8,76 
 
 
 0,00 
 
 
 11.653,08 
 
 
 
 371.695,03 
 
 0,00 
 
 
 11.920,71 
 
 
 0,00 

 
 
 
 
 0,00 
 
 
 
 0,00 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 17.676,53 
 
 
 
 182.929,75 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 

 
 
 
 
 326,23 
 
 
 
 0,00 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 
 0,00 
 
 -326,23 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 

 
 
 
 
 118.589.888,23 
 
 
 
 658.737,67 
 
 793,82 
 
 
 0,00 
 
 
 3.083.268,10 
 
 
 
 1.486.368,43 
 
 3.501,11 
 
 
 12.571,78 
 
 
 0,00 

 
 
 
 
382.819.098,24 
 
 
 
 7.006.616,21 
 
 60.702.580,73 
 
 
 2.355.157,78 
 
 
 312.665,00 
 
 
 
 1.499.066,78 
 
 1.230.938,98 
 
 
 4.332.994,82 
 
 
 495.416,47 

 
 
 
 
344.021.427,19 
 
 
 
 6.968.614,18 
 
 60.654.563,41 
 
 
 2.355.157,78 
 
 
 407.374,00 
 
 
 
 774.989,96 
 
 7.662.170,38 
 
 
 3.928.344,89 
 
 
 364.300,47 

114.901.218,20  9.547.292,22  258.010,74  0,00  124.190.499,68  460.912.999,01  427.259.433,01 
 
 

65.961,50 
 
 

0,00 
 
 

0,00 

 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 

 
 
 64.099,00 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 

 
 
 0,00 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 

 
 
 1.862,50 
 
 
 0,00 
 
 
 0,00 

 
 
 3.278.201,19 
 
 
 4.965.350,00 
 
 
 60.441,52 

 
 
 2.153.390,72 
 
 
 6.945.350,00 
 
 
 60.388,64 

65.961,50  0,00  64.099,00  0,00  1.862,50  8.303.992,71  9.159.129,36 
114.967.179,70  9.547.292,22  322.109,74  0,00  124.192.362,18  469.216.991,72  436.418.562,37 
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Vermögens- und Finanzlage 
 
   1999  1998 
  TDM % TDM % 
 
A k t i v a 
 
Langfristiger Bereich
Immaterielle Vermögensgegenstände  158,5 0,0 122,5 0,0 
Sachanlagen  460.754,5 93,3 427.137,0 92,7 
Finanzanlagen  8.304,0 1,7 9.159,1 2,0 
Geldbeschaffungskosten  5.055,6 1,0 5.208,3 1,1 
Stadterneuerungsposten  501,1 0,1 579,7 0,1 
  474.773,7 96,1  442.206,6 95,9
 
 
Mittel- u.kurzfristiger Bereich 
Übriges Vorratsvermögen  139,5 0,0 159,2 0,0 
Forderungen und übrige Vermögens- 
gegenstände  7.021,1 1,4 6.562,3 1,4 
Liquide Mittel  10.938,8 2,3 11.939,3 2,6 
Bausparguthaben  1.001,6 0,2 0,0 0,0 
Andere Rechnungsabgrenzungsposten  164,8 0,0 250,1 0,1 
  19265,8 3,9 18.910,9 4,1 
 
Bilanzvolumen  494.039,5 100,0 461.117,5 100,0 
  ======= ==== ======= ==== 
 
P a s s i v a 
 
Langfristiger Bereich
Eigenkapital  52.688,9 10,7 50.943,2 11,0 
Rückstellung  11.495,5 2,3 11.450,8 2,5 
Fremdkapital  279.993,2 56,7 262.041,2 56,8 
Aufwendungsdarlehen  63.885,3 12,9 63.007,5 13,7 
Spareinlagen  5.743,8 1,2 4.236,8 0,9 
Stadterneuerungsmittel  833,9 0,2 1.828,9 0,4 
  414.610,6 84,0 393.508,4 85,3
 
Mittel- und kurzfristiger Bereich 
Rückstellungen  2.194,9 0,4 3.406,0 0,7 
Verbindlichkeiten  12.201,3 2,4 9.325,2 2,0 
Spareinlagen  65.032,7 13,2 54.449,1 11,9 
Dividendenausschüttung  0,0 0,0 428,9 0,1 
  79.428,9 16,0 67.609,2 14,7 
 
Bilanzvolumen  494.039,5 100,0 461.117,5 100,0 
  ======= ==== ======= ==== 
Aufwendungsdarlehen mit modifi- 
ziertem Forderungserlaß  9.501,7 1,8 9.115,5 2,0 
  ====== === ====== === 
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Forderungsspiegel 
 
Forderungen  insgesamt davon mit einer 
    Restlaufzeit von 
    mehr als 1 Jahr 
   TDM TDM
 
- Forderungen aus Vermietung  1307 0 
- aus Betreuungstätigkeit  29 0 
- aus anderen Lieferungen und Leistungen  1 0 
- gegen Unternehmen, mit denen 
  ein Beteiligungsverhältnis besteht  3435 0 
- Sonstige Vermögensgegenstände  2249 0 
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Verbindlichkeitenspiegel 
 
 
Verbindlichkeiten insgesamt davon
   Restlaufzeit    grund- 
   unter  1 bis 5 über pfand- 
   1 Jahr  Jahre  5 Jahre rechtlich 
       gesichert 
  TDM  TDM TDM TDM TDM
Verbindlichkeiten 
gegenüber 
Kreditinstituten 332.619 10.331 85.250 237.038 257.996 
 
Verbindlichkeiten 
gegenüber anderen 
Kreditgebern 11.230 956 4.488 5.786 10.724 
 
Spareinlagen* 70.776 70.776   
 
Erhaltene Anzahlungen 17.196 17.196 
 
Verbindlichkeiten aus 
Vermietung 812 806 6 
 
Verbindlichkeiten aus 
Betreuungstätigkeit 955 955 
 
Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und 
Leistungen 5.173 4.397 673 103 
 
Verbindlichkeiten gegen- 
über Unternehmen, mit 
denen ein Beteiligungs- 
verhältnis besteht 205 205 
 
Sonstige  
Verbindlichkeiten 2.446 2.446    
Gesamtbetrag 441.412 108.068 90.417 242.927 268.720 
  ====== ====== ===== ====== ====== 
  
* Die Spareinlagen gliedern sich nach Ursprungslaufzeiten in: 
 a) Spareinlagen mit 3-monatiger Kündigung:   13.515 
 b) Spareinlagen mit besonders vereinbarter 
 Zinsbindung:    57.261 
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Sozialbilanz 
 
Mittelentstehung TDM %  Mittelverwendung TDM % 
Nutzungsgebühren  53.525,8  78,61  Wohnungsnutzer  23.077,2  33,89 
Öffentliche Förderung  8.496,6  12,48  Zinsaufwand Spareinrichtung  2.812,4  4,13 
Übrige Erträge  6.068,6  8,91  Zinsaufwand Banken  15.915,0  23,37 
    Personalaufwand  9.332,4  13,71 
    Abschreibungen  9.547,3  14,02 
    Übrige Aufwendungen  5.910,3  8,68 
    Rücklagen  1.496,4  2,20 
Summe der Erträge  68.091,0  100,00  Summe der Aufwendungen  68.091,0  100,00 
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